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Pressemitteilung

Berlin, 13. November 2007
Dr. Christoph Bergner: „Nun auch Entschädigung für ehemalige Kriegsgefangene aus Ostdeutschland“
Am 8. November 2007 wurde das Heimkehrerstiftungsaufhebungsgesetz im Bundestag abschließend beraten. Die wesentlichen Regelungen des Heimkehrerstiftungsaufhebungsgesetzes sind zum einen die Aufstockung der Mittel der Stiftung für ehemalige politische Häftlinge auf 3 Mio. Euro, die in größtmöglichem Umfang Zivilinternierten und -deportierten aus den ehemaligen deutschen Ostgebieten jenseits von Oder und Neiße zugute kommen soll. 

Zum anderen haben sich die Koalitionsfraktionen auf eine einmalige Entschädigung für die ehemaligen Kriegsgefangenen aus Ostdeutschland geeinigt.

Dr. Christoph Bergner, Parlamentarischer Staatssekretär beim Bundesminister des Innern erklärte dazu: 
„Ich bin sehr froh, dass die Entschädigung für Heimkehrer nach Ostdeutschland doch noch gezahlt werden soll. Während den ehemaligen Kriegsgefangenen in Westdeutschland eine Entschädigung nach dem Kriegsgefangenen-Entschädigungsgesetz (KgfEG) rechtlich zustand, blieb ostdeutschen Kriegsheimkehrern bislang eine solche Entschädigung verwehrt. Mit der vorgeschlagenen Regelung soll eine Einmalleistung als Anerkennung ihres Leidens und als Geste der Wiedergutmachung gewährt werden. Dies soll helfen, der Gleichbehandlung mit den in die alten Bundesländer Heimgekehrten näher zu kommen.“ 
Die Verhandlungen hierfür seien schwierig und langwierig gewesen, was bedauerlicherweise dazu führe, dass die Zahlungen erst 2009 erfolgen können.

Nach der vorliegenden Regelung erhalten die ostdeutschen Kriegsgefangenen eine Entschädigung, gestaffelt nach der Dauer des Gewahrsams, in Höhe von 500 Euro (Entlassungsjahrgänge 1947 und 1948), 1.000 Euro (Entlassungsjahrgänge 1949 und 1950) und 1.500 Euro (Entlassungsjahrgänge ab 1951). 

Die genauen Zuständigkeiten und organisatorischen Abläufe der Antragstellung und Auszahlung werden 2008 festgelegt und veröffentlicht.

Des Weiteren wird nach dem vorliegenden Gesetz die Heimkehrerstiftung aufgelöst, ihre Aufgaben übernimmt das Bundesverwaltungsamt. Die einmaligen Unterstützungsleistungen nach dem Heimkehrerstiftungsgesetz enden mit Ablauf des 31.12.2009. Die Rentenzusatzleistungen können jedoch nach wie vor vom Bundesverwaltungsamt weitergewährt werden, die Beantragung von Rentenzusatzleistungen bleibt unbefristet möglich.
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